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Betriebssatzung   

 
Abwasserbeseitigung 

 
 
Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in 
der Fassung vom 24. Jul i  2000 (GBl. S. 582 /  698) und § 3 Absatz 2 des Ei-
genbetr iebsgesetzes (EigBG) in der Fassung vom 08.01.1992 (GBl. S. 22),  
zuletzt geändert am 19.07.1999 (GBl. S. 292) hat der Gemeinderat der Ge-
meinde Gomaringen am 14.12.2004 folgende Betr iebssatzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Gegenstand und Name des Eigenbetriebs 

 
(1) Die Abwasserbeseit igung der Gemeinde Gomaringen wird unter der Be-
zeichnung "Abwasserbeseit igung Gomaringen" als Eigenbetr ieb geführt.  
 
(2) Der Eigenbetr ieb hat die Aufgabe, das im Gemeindegebiet anfal lende 
Abwasser nach Maßgabe der Abwassersatzung den Grundstückseigentümern 
abzunehmen, zu sammeln, zu reinigen und schadlos abzulei ten. Er kann auf 
Grund von Vereinbarungen sein Entsorgungsgebiet auf außerhalb 
des Gemeindegebiets l iegende Anschlüsse ausdehnen 
 
(3) Der Eigenbetr ieb betreibt al le diesen Betr iebszweck fördernden oder ihn 
wirtschaft l ich berührenden Geschäfte.  
 
(4) Der Eigenbetr ieb schl ießt die Absicht der Gewinnerzielung aus. 
 

§ 2 
Organe 

 
Organe des Eigenbetr iebs sind der Gemeinderat,  die beschl ießenden Aus-
schüsse nach der Hauptsatzung der Gemeinde Gomaringen und der Bürger-
meister.  
 

§ 3 
Zuständigkeiten 

 
(1)  Für den Eigenbetr ieb wird kein Betr iebsausschuss gebi ldet.  Der Ge-
meinderat beschl ießt über al le Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeinde-
ordnung und das Eigenbetr iebsgesetz vorbehalten sind. Der Gemeinderat ent-
scheidet auch in Angelegenheiten, die nach dem Eigenbetr iebsgesetz dem be-
schl ießenden Betr iebssausschuss obl iegen, soweit  s ie nicht auf andere be-
schl ießende Ausschüsse übertragen sind. 
 
(2) Für den Eigenbetr ieb wird keine Betr iebslei tung bestel l t .  Die nach dem 
Eigenbetr iebsgesetz der Betr iebslei tung obl iegenden Aufgaben werden vom 
Bürgermeister wahrgenommen. Ihm obl iegt damit insbesondere die laufende 
Betr iebsführung und die Entscheidung in al len Angelegenheiten des Betr iebs, 
soweit  nicht der Gemeinderat oder andere beschl ießende Ausschüsse zustän-
dig sind. 
 

§ 4 
Zuständigkeiten beschließender Ausschüsse 
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(1) Die nach der Hauptsatzung der Gemeinde Gomaringen in der jewei ls gel-
tenden Fassung gebi ldeten beschl ießenden Ausschüsse entscheiden im Rah-
men ihres nach der Hauptsatzung gebi ldeten Geschäftskreises, sofern er die 
Belange des Eigenbetr iebs berührt,  eigenständig anstel le des Gemeinderats 
al lgemein folgende Angelegenheiten: 
 
1. die Bewirtschaftung der Mit tel  nach dem Wirtschaftsplan, soweit  der Be-
trag 
  im Einzelfal l  mehr als 7.500 €, aber nicht mehr als 50.000 € beträgt;  
 
2. die Zust immung zu erhebl ichen überplanmäßigen und außerplanmäßigen 
  Ausgaben von mehr als 1.500 €, aber nicht mehr als 10.000 € im Einzel-
fal l .  
 
 Über- und außerplanmäßige Ausgaben sind erhebl ich im Sinne von 

§ 84 Abs. 1 GemO, wenn sie mindestens 10 v.H. des jewei l igen Einzelan-
satzes, jedoch mindestens 500 € betragen. Sie sind stets erhebl ich, wenn 
sie den Betrag von 5.000 € überschreiten. 
 

 
(2) Innerhalb ihres Geschäftskreises entscheiden die beschl ießenden Aus-
schüsse, sofern er die Belange des Eigenbetr iebs berührt,  eigenständig die 
dem jewei l igen Ausschuss in der Hauptsatzung in der jewei ls geltenden Fas-
sung übertragenen besonderen Zuständigkeiten. 
 
(3) Soweit  s ich die Zuständigkeit  der beschl ießenden Ausschüsse nach Wert-
grenzen best immt, beziehen sich diese auf den einheit l ichen wirtschaft l ichen 
Vorgang. Die Zerlegung eines solchen Vorgangs in mehrere Tei le zur Begrün-
dung einer anderen Zuständigkeit  ist  nicht zulässig. Bei voraussehbar wieder-
kehrenden Leistungen bezieht sich die Wertgrenze auf den Jahresbedarf.  
 
(4) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten 
sind, sol len dem beschl ießenden Ausschuss, in dessen Geschäftskreis die 
Angelegenheit  fäl l t ,   zur Vorberatung zugewiesen werden. 
 
 

§ 5 
Zuständigkeiten des Bürgermeisters 

 
1) Der Bürgermeister lei tet und vertr i t t  den Betr ieb. Er ist  für die sachge-
mäße Erledigung der Aufgaben und die ordnungsgemäße Betr iebsführung ver-
antwort l ich und regelt  die innere Organisat ion des Betr iebes. Der Bürgermeis-
ter er ledigt in eigener Zuständigkeit  die Geschäfte der laufenden Verwaltung 
und die ihm sonst durch Gesetz oder den Gemeinderat übertragenen Aufga-
ben. Weisungsaufgaben erledigt der Bürgermeister in eigener Zuständigkeit ,  
soweit  gesetzl ich nichts anderes best immt ist .  Dies gi l t  auch, wenn die Ge-
meinde in einer Angelegenheit  angehört wird, die aufgrund einer Anordnung 
der zuständigen Behörde geheim zuhalten ist .  
 
(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd 
 übertragen, soweit  s ie ihm nicht bereits nach Absatz 1 zukommen: 
 
2.1 die Bewirtschaftung der Mit tel  nach dem Wirtschaftsplan bis zum Be-

trag von 7.500 € im Einzelfal l ,  
2.2 die Zust immung zu erhebl ichen überplanmäßigen und außerplanmäßi-

gen Ausgaben und zur Verwendung von Deckungsreserven bis zu 
1.500 € im Einzelfal l ,  
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2.3 die Ernennung, Einstel lung und Entlassung und sonst ige personal-
recht l ichen Entscheidungen von Angestel l ten der Vergütungsgruppen X 
bis VII  BAT, Aushi l fsangestel l ten, Arbeitern, Beamtenanwärtern, Aus-
zubi ldenden, Prakt ikanten und anderen in Ausbi ldung stehenden Per-
sonen, 

2.4 die Bewil l igung von nicht im Wirtschaftsplan einzeln ausgewiesenen 
Freigebigkeitsleistungen bis zu 500 € im Einzelfal l ,  

2.5 die Stundung von Forderungen im Einzelfal l  
2.5.1 bis zu 3 Monaten in unbeschränkter Höhe, 
2.5.2 bis zu 6 Monaten und bis zu einem Höchstbetrag von 5.000 €, 

 
2.6 den Verzicht auf Ansprüche des Betr iebs und die Niederschlagung sol-

cher Ansprüche, die Führung von Rechtstrei ten und den Abschluss von 
Vergleichen, wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der Strei t-
wert oder bei Vergleichen das Zugeständnis des Betr iebs im Einzelfal l  
nicht mehr als 500 €  beträgt,  

 
2.7 die Veräußerung und dingl iche Belastung, den Erwerb und Tausch von 

Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten, einschl ießl ich der 
Ausübung von Vorkaufsrechten, im Wert bis zu 5.000 € im Einzelfal l ,  

2.8 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder bewegl ichem Ver-
mögen bis zu einem jährl ichen Miet- oder Pachtwert von 2.500 € im 
Einzelfal l ,  

2.9 die Veräußerung von bewegl ichem Vermögen bis zu 1.500 € im Einzel-
fal l ,  

2.10  die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverständiger zu den 
Beratungen einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat und in be-
schl ießenden Ausschüssen, 

 
 

§ 6 
Stammkapital 

 
Von der Festsetzung eines Stammkapitals nach § 12 Abs. 2 des Eigenbe-
tr iebsgesetzes wird abgesehen. 
.   
 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
(1) Die Betr iebssatzung tr i t t  am 01.01.2005 in Kraft .  
 
 
 
 
Gomaringen, den 15.12.2004 
 
        Manfred Schmiderer 
            Bürgermeister 


